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Abgeordneten des Sejm, in der SR Vietnam und in der CSSR 
21 Jahre und in der SR Rumänien 23 Jahre für die Abgeord­
neten aller Vertretungskörperschaften.

Nicht wahlberechtigt und nicht wählbar sind Bürger nur 
in begründeten Ausnahmefällen auf gesetzlicher Grundlage. 
Diese Ausnahmefälle, wie Entmündigung, Geisteskrankheit, 
Aberkennung der staatsbürgerlichen Rechte o. ä., sind in den 
einzelnen sozialistischen Ländern unterschiedlich ausge­
staltet

3. Der Grundsatz des gleichen Wahlrechts
Gleiches Wahlrecht heißt, daß jeder Wähler mit gleichen 
Rechten und Pflichten an der Wahl teilnimmt bei den Wah­
len zu einer bestimmten Vertretungskörperschaft jeweils 
eine Stimme hat (d. h. er kann nur in eine Wählerliste ein­
getragen werden und nach dieser Liste nur einmal abstim­
men) und die Stimme jedes Wählers die gleiche Wertigkeit 
hat10 11 Des weiteren werden Wahlkreise mit einem gleichen 
Verhältnis von Einwohnerzahl und Abgeordnetenmandaten 
gebildet. So wird die Gleichheit des Wahlrechts des Bürgers 
durch die Gleichheit der für die Wahlen zur entsprechenden 
Volksvertretung gebildeten Wahlkreise untermauert.11

4. Der Grundsatz der geheimen Wahl
Für die Wahlen in den sozialistischen Staaten zu den Ver­
tretungsorganen ist überall die geheime Abstimmung vorge­
sehen: Jeder Wähler hat die Möglichkeit, seinen Stimmzettel 
unbeobachtet für die Stimmabgabe vorzubereiten und seine 
individuelle Entscheidung vor jedem anderen geheimzuhal­
ten ;• eine Kontrolle seiner Willensbekundung ist unzulässig 
und findet nicht statt. Dies ist in der Wahlgesetzgebung der 
einzelnen sozialistischen Länder geregelt. In einigen Län­
dern (so in der Ungarischen VR und der VR Bulgarien) be­
steht eine zusätzliche Garantie darin, daß der Stimmzettel 
in einem verschlossenen Umschlag in die Wahlurne zu wer­
fen ist (Art. 56 Abs. 1 bzw. Art. 61 des jeweiligen Wahlge­
setzes).

5. Der Grundsatz der Direktwahl
In den meisten sozialistischen Ländern sind die Wahlen zu 
den Vertretungskörperschaften Direktwahlen, d. h., die Ab­
geordneten werden von den Bürgern unmittelbar gewählt. 
Unter den konkreten Bedingungen einzelner Länder ist das 
direkte mit dem indirekten Wahlrecht in der Weise ver­
knüpft, daß für bestimmte Vertretungskörperschaften ein 
mehrstufiges Wahlrecht zur Anwendung kommt.12 13 Gegen­
wärtig ist das der Fall z. B. in der VR China, Kuba, der SFR 
Jugoslawien und der Ungarischen VR. So werden z. B. in der 
Ungarischen VR die Volksvertretungen (sie werden als 
„Räte“ bezeichnet) der Gemeinden, Städte und der Stadt­
bezirke der Hauptstadt sowie die Staatsversammlung als 
oberste Volksvertretung der Ungarischen VR von den wahl­
berechtigten Bürgern direkt gewählt, während die Wahl der 
Komitatsräte (Bezirksräte) durch die Räte der Städte und 
Gemeinden sowie die Wahl des Rates der Hauptstadt Buda­
pest durch die Räte der Stadtbezirke der Hauptstadt erfolgt 
(§ 71 Verf.; § 80 Wahlgesetz12).

Charakteristika der Vorbereitung und Durchführung 
der Wahlen

Es entspricht dem Wesen der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung, daß Wahlen in sozialistischen Ländern 
mit einer umfassenden Volksaussprache über die Grundfra­
gen der Politik des Staates verbunden sind, daß sie durch 
demokratisch gebildete Wahlkommissionen geleitet werden 
und daß ihnen eine gründliche Prüfung der Kandidaten für 
die Abgeordnetenfunktion durch die Wähler vorausgeht. 
Diese Merkmale sind z. B. in Art. 22 Abs. 3 der Verfassung 
der DDR als „unverzichtbare sozialistische Wahlprinzipien“ 
verankert.

Die Volksaussprache über Grundfragen der Politik
Grundlage dieser Volksaussprache sind die Dokumente der 
marxistisch-leninistischen Partei und das vom Träger der 
Wahlen beschlossene Wahlprogramm, worin sich die führende 
Rolle der marxistisch-leninistischen Partei und ihre Aner­
kennung durch die breiten Schichten der Werktätigen sowie 
das Bündnis der Arbeiterklasse mit den anderen Klassen und 
Schichten des Volkes manifestiert. So fanden z. B. die Wah­
len in der SR Rumänien vom März 1985 unter dem gemein­
samen Aufruf „Das Manifest der Front der Sozialistischen 
Demokratie und Einheit“ und die Wahlen in der Ungarischen 
VR vom Juni 1985 auf der Grundlage des Wahlaufrufes der 
Patriotischen Volksfront vom April 1985 statt. In der DDR

bildete bekanntlich der Wahlaufruf des Nationalrates der 
Nationalen Front der DDR vom 25. April 1986 die Grundlage 
für die gesamte Wahlvorbereitung und -durchführung. Er 
stand unter der von den in der Nationalen Front zusammen­
wirkenden Parteien und Massenorganisationen einmütig ab­
gegebenen Willenserklärung: „Was der XI. Parteitag der SED 
beschloß — das ist unser aller Sache!“

In der Volksaussprache nehmen die Werktätigen an der 
Bestimmung der Aufgaben zur weiteren Gestaltung der so­
zialistischen Gesellschaft teil und damit zugleich an der Fest­
legung der Aufgaben und Ziele der Tätigkeit der von ihnen 
zu wählenden Volksvertretungen und deren Abgeordneten. 
Die Volksaussprache, die mit Rechenschaftslegungen von 
früher gewählten Abgeordneten über ihre bisherige Tätig­
keit bzw. die Erfüllung von Wähleraufträgen verbunden ist, 
hat somit nicht nur für die Wahlvorbereitung und -durch­
führung, sondern in entscheidendem Maße auch für die mit 
der Wahlentscheidung eingeleitete neue Legislaturperiode 
der Volksvertretungen Bedeutung.

Die Wahlkommissionen
Den Wahlkommissionen obliegt die unmittelbare Leitung und 
Durchführung der Wahlen. Es handelt sich um demokratisch 
gebildete Organe, die sich aus Vertretern der Öffentlichkeit 
zusammensetzen. So gehören ihnen z. B. in der UdSSR 
(Art. 101 Abs. 3 Verf.) Vertreter von gesellschaftlichen Orga­
nisationen, Arbeitskollektiven und Armeeangehörigen in den 
Truppenteilen an.

In der Regel bestehen in den sozialistischen Ländern drei 
grundlegende Arten:

1. territoriale Wahlkommissionen, d. h. zentrale und ört­
liche Wahlkommissionen entsprechend der administrativ-ter­
ritorialen Gliederung des Landes;

2. Wahlkreiskommissionen, d. h. Kommissionen für Wahl­
einheiten, die z. B. in der UdSSR entsprechend den Vertre­
tungsnormen für die Wahl eines Deputierten gebildet wer­
den;

3. Wahlbezirkskommissionen, d. h. Kommissionen, die den 
Wahlvorgang im Wahllokal leiten (in der DDR: Wahlvor­
stände).

In den meisten sozialistischen Ländern werden Wahlkom­
missionen nur für den Zeitraum der Vorbereitung und Durch­
führung der Wahlen gebildet. In einzelnen Ländern bleiben 
einige oder auch alle Arten von Wahlkommissionen für die 
gesamte Dauer der Legislaturperiode der gewählten Organe 
bestehen. So werden z. B. in der VR Bulgarien die Zentrale 
Wahlkommission und die Bezirkswahlkommissionen für die 
Dauer der Vollmachten des jeweiligen Vertretungsorgans ge­
wählt (Art. 29 Abs. 2 Wahlgesetz). Der Grund besteht vor 
allem darin, daß bei Nach- bzw. Zwischenwahlen die Bildung 
neuer Wahlkommissionen nicht notwendig ist.

Die wichtigste Aufgabe der Wahlkommissionen ist es, 
darüber zu wachen, daß die wahlrechtlichen Bestimmungen 
strikt eingehalten werden und daß jeder wahlberechtigte 
Bürger sein Wahlrecht ungehindert und auf einfache Weise 
ausüben kann. Die speziellen Aufgaben hängen davon ab, um 
welche der drei genannten Arten von Wahlkommissionen es 
sich handelt. Beispielsweise sind in der UdSSR die Kom­
missionen der Wahlkreise die wichtigste Ebene im System 
der Wahlkommissionen: Sie registrieren die Kandidaten für 
die Abgeordnetenfunktion, bestätigen den Wortlaut der 
Stimmzettel für den betreffenden Wahlkreis, kontrollieren 
die Aufstellung der Wählerlisten und ihre Auslegung zur 
allgemeinen Einsichtnahme, behandeln Beschwerden über 
fehlerhaftes Handeln der Wahlbezirkskommission, stellen die 
Wahlergebnisse im Wahlkreis fest und üben alle sonstigen 
Vollmachten nach dem Wahlgesetz aus.14

Aufstellung und Prüfung der Kandidaten 
für die Abgeordnetenfunktion

Ein besonders wichtiges Stadium des Wahlprozesses 1st in 
allen sozialistischen Ländern die Aufstellung und Prüfung 
der Kandidaten für die Volksvertretungen. Es ist seinem 
Wesen nach zutiefst demokratisch, Ausdruck der im Sozia­

le Vgl. Staatsrecht der DDR, a. a. O., S. 222.
11 Vgl. Verfassung der UdSSR, Politisch-rechtlicher Kommentar, 

a. a. O., S. 270 f.
12 In seiner Auseinandersetzung mit Kautsky über die Indirekten 

Wahlen nach der damaligen Sowjetverfassung betonte Lenin (ln: 
Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 245 ff.), daß der Klassencharakter 
der Wahlen das Entscheidende 1st und die Frage des „direkten“ 
oder „Indirekten“ Wahlverfahrens auf Grund der konkret-histo­
rischen Klassensituation zu beantworten 1st.

13 Gesetz m/1983 über die Wahl der Abgeordneten der Staatsver­
sammlung und der Mitglieder der örtlichen Räte ln: Ungarische 
Volksrepublik - Staat, Demokratie, Leitung (Dokumente), Berlin 
1985, S. 148 ff.

14 Vgl. Staatsrecht der UdSSR, Lehrbuch, Berlin 1982, S. 173.


